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Viktor Krieger

Deportationen der Russlanddeutschen
1941-1945 und die Folgen

1. Propagandistische
Instrumentalisierung
der Wolgadeutschen
zu Beginn des Krieges
	
In den ersten Kriegswochen nach dem An-
griff Deutschlands auf die UdSSR glaubte 
die sowjetische Führung, die feindliche 
Seite mit klassenkämpferischen Aufrufen 
ideologisch beeinflussen zu können. In ihren 
Ansprachen anlässlich des ausgebrochenen 
Krieges bemühten sich Molotow und Stalin 
um ein differenziertes Bild der deutschen 
Bevölkerung im Reich und ließen sich von 
der Hoffnung der proletarischen Solidari-
tät leiten. Sichtbar geht dies aus der Rund-
funkrede Molotows vom 22. Juni 1941 her-
vor: „Dieser Krieg ist uns nicht von dem 
deutschen (germanskij) Volk, nicht von den 
deutschen (germanskimi) Arbeitern, Bauern 
und Intellektuellen aufgezwungen worden, 
deren Leiden wir sehr gut verstehen, son-
dern von der Clique der blutrünstigen fa-
schistischen Machthaber Deutschlands...“1 
Auch Stalin legte vorläufig Wert auf eine 
ausgewogene Sicht des Kriegsgeschehens, 
obwohl er schon in seiner Ansprache vom 
3. Juli den ausgebrochenen Krieg mit dem 
Zusatz „vaterländisch“ versah: „In diesem 
großen Krieg werden wir treue Verbünde-
te in den Völkern Europas und Amerikas 
haben, darunter auch im deutschen (ger-
manskij) Volk, das von den faschistischen 
Machthabern versklavt ist.“2

In einem derartigen noch gültigen internati-
onalistischen Propagandaszenario sollte die 

deutsche Bevölkerung in der Sowjetunion 
eine nicht unwesentliche Rolle spielen. Un-
zählige antifaschistische Versammlungen 
fanden in den ersten Kriegswochen in der 
Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik 
der Wolgadeutschen (ASSRdWD) statt, an 
denen fast die ganze erwachsene deutsche 
Bevölkerung teilnahm. Dort wurden Auf-
rufe an Wehrmachtssoldaten verschiedener 
Waffengattungen, an Arbeiter, Bauern und 
andere „werktätige“ Schichten im Land des 
Aggressors verabschiedet. Diese Appelle 
gingen sofort an die Parteiführung nach 
Moskau, wurden in den sowjetischen Zei-
tungen gedruckt und in Flugblättern und 
Radiosendungen propagandistisch gegen 
Deutschland eingesetzt. Mehrseitige Ap-
pelle an die „Soldaten, Bauern, Arbeiter 
und Intelligenz Deutschlands“ verlasen am 
13. bzw. 14. Juli 1941 der Vorsitzende des 
Rates der Volkskommissare der Wolgare-
publik, Alexander Heckmann, und der Vor-
sitzende des Präsidiums des Obersten Sow-
jets der Wolgadeutschen Republik, Konrad 
Hoffmann. Das wolgadeutsche „Staats-
oberhaupt“ sagte unter anderem:
„Mit dem Gefühl der größten Besorgnis 
denken wir an Euch, die unter dem Joch 
der Hitlerbande, dieser armseligen Miss-
geburten und abscheulichen Mörder, lei-
den... Seit mehr als acht Jahren martern 
Hitler und seine ganze menschenfressende 
Meute Deutschlands Arbeiter, Bauern und 
Intelligenz... Der Faschismus will die freien 
Völker der Sowjetunion in die Knechtschaft 
der Gutsherren und Kapitalisten treiben. 
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Dies wird nie geschehen... Dank der So-
wjetmacht haben die Wolgadeutschen das 
volle Recht auf Arbeit, Bildung, Erholung, 
umfassende kulturelle Entwicklung und 
auf ein glückliches und wohlhabendes Le-
ben erhalten... Aus diesem Grunde sind 
sie rückhaltlos der Freundschaft der Völ-
ker des Sowjetlandes treu sowie ihrem ge-
liebten Führer, Lehrer, Vater und Freund, 
dem Genossen Stalin, grenzenlos ergeben. 
Soldaten, Arbeiter, Bauern und Intelligenz 
Deutschlands! Wendet Eure Waffen gegen 
Euren Erzfeind Hitler und seine blutrünsti-
ge Henkerbande...!“3 

Ähnliche Informationen und Artikel er-
schienen in den Monaten Juli und August 
1941 in mehreren sowjetischen Zentralzei-
tungen.4 Das Beispiel dieses ersten deut-
schen sozialistischen Staatsgebildes mit 
seinen glücklichen und gleichberechtigten 
Einwohnern und wahren Patrioten ihrer so-
wjetischen Heimat sollte die heranrücken-
den Wehrmachtsoldaten und Deutschlands 
„arbeitende Massen“ beeindrucken. Ins-

gesamt sollten diese Appelle unmissver-
ständlich signalisieren, dass zwischen den 
Faschisten, d.h. dem Feind einerseits und 
dem einfachen werktätigen Deutschen an-
dererseits, egal in welchem Land er wohn-
haft war, konsequent unterschieden wurde 
und dass die internationale Solidarität der 
arbeitenden Menschen weiterleben sollte. 
Diese Feststellung schien vorläufig der so-
wjetischen Führung wichtig zu sein und 
wurde auch so von den Medien übernom-
men. Bezeichnend war die Geschichte von 
Heinrich Hoffmann aus dem Dorf Rosental 
in der Wolgadeutschen Republik, der so-
gar vorübergehend ins Martyrologium der 
sowjetischen Heroen aufgenommen wurde. 
Zunächst berichtete die Armeezeitung „Bo-
ewoj natisk“ am 5. August 1941 über sei-
nen Heldentod. Einige Wochen später, am 
24. August, erschien in der Zentralzeitung 
des Kommunistischen Jugendverbandes 
„Komsomolskaja Prawda“ ein Foto von 
Hoffmanns blutbeflecktem Mitgliedsbuch 
mit der Beschreibung seines heroischen 
Kampfes gegen den Feind. Weiter folgte 

„Stürzt den Faschismus! Tod dem Hitler!“ - Aufruf der Bauern aus dem wolgadeutschen Dorf Schwed in 
der Propagandazeitung „Wahrheit“ vom 17. Juli 1941, die für Wehrmachtssoldaten bestimmt war.
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eine schauerliche Schilderung der faschis-
tischen Bestialitäten:

„Schwer verwundet, war Heinrich in Ge-
fangenschaft der faschistischen Henker 
geraten. Die Barbaren folterten den jungen 
Patrioten, aber keinerlei Foltern konnten 
seinen Geist brechen. Die entmenschten 
Faschisten hackten ihm die Arme ab, sta-
chen ihm die Augen aus, schnitten ihm die 
Zunge ab. Mit einem Bajonett durchbohr-
ten sie ihm die Brust, und das Komsomol-
mitgliedsbuch, das er an der Brust trug, 
war von Heinrichs Blut gerötet. Neben der 
Leiche Hoffmanns legten die zweibeini-
gen Tiere, die Hitlerschufte, aus Teilen des 
menschlichen Körpers einen fünfzackigen 
Stern...“ 5 

Als Sowjetdeutscher, der unerschrocken 
gegen die faschistischen „Blutsbrüder“ 
kämpfte und für die Partei und Stalin sein 
Leben opferte, schien Hoffmann zunächst 
noch geeignet, das Sinnbild des sowje-
tischen Patriotismus zu verkörpern. Auf 
seinen Namen begannen Soldaten bereits 
Rache zu schwören; aber die kurz danach 
begonnene Deportation der deutschen 
Bevölkerung der UdSSR ließ ihn in Ver-
gessenheit geraten. Deshalb wurde dieser 
Wolgadeutsche nicht in den sowjetischen 
Heldenkanon mit solchen Namen wie Zoja 
Kosmodemjanskaja, Aleksandr Matrosow 
oder Musa Dshalil aufgenommen, obwohl 
sein Fall dem üblichen Muster der Heroen-
bildung ähnelte. 

2. Vorgeschichte und Umstände
der Deportation 

Gleichzeitig lässt sich seit Anfang des 
Krieges eine andere, wenn auch vorerst 
verdeckte Politik gegenüber den deutschen 
Sowjetbürgern beobachten. Praktisch seit 

dem Oktoberumsturz 1917 betrachteten die 
bolschewistischen Machthaber die deutsche 
Minderheit als „unsichere Kantonisten“. 
Die Spionagehysterie der 1930er Jahre 
ließ in jedem Deutschen einen potentiel-
len Agenten der Gestapo oder der Abwehr 
vermuten. Vor allem die Deutschen in der 
Ukraine litten stark durch Enteignungen, 
Hungersnot und verschiedenartige Repres-
sionen der zwanziger und dreißiger Jah-
re.6 Auch andere Gruppen der Minderheit 
sahen sich mit grundlosen Vorwürfen und 
Beschuldigungen konfrontiert.7 Nach dem 
Angriff Hitler-Deutschlands am 22. Juni 
1941 nahm die Angst vor Spionage und 
feindlichen Fallschirmjägern regelrecht 
hysterische Züge an und ließ Russlanddeut-
sche leicht in den Verdacht geraten, Agen-
ten der Gestapo oder der Abwehr zu sein. 
Nicht einmal die kommunistischen und 
antifaschistischen Emigranten blieben von 
Verdächtigungen und Repressalien ausge-
nommen.8 Dadurch kam es in den ersten 
Kriegswochen zu zahlreichen Verhaftun-
gen: Allein in den ukrainischen Gebieten 
Saporoshje, Stalino und Woroschilowgrad 
arretierte das NKWD in wenigen Tagen vor 
der Deportation, zwischen dem 2. und 5. 
September, 7.091 Deutsche.9  
In den Berichten der Ersten Verwaltung des 
NKWD über die Lage in den besetzten Ge-
bieten, die das Mitglied des Politbüros und 
Sekretär des ZK der WKP(b) für Propagan-
dafragen, Alexander Schtscherbakow, und 
die Abteilung für Propaganda und Agitati-
on des ZK der WKP(b) erhielten, tauchten 
regelmäßig Beispiele der Zusammenarbeit 
mit den Besatzern unter den Schwarzmeer-
deutschen auf.10 Die Voreingenommenheit 
der Berichterstatter zeigte sich darin, dass 
die Zusammenarbeit von Russen oder Uk-
rainern mit den Besatzern durch ihre so-
ziale, berufliche oder klassenspezifische 
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Position begründet oder als Ergebnis der 
Verwirrungs- und Provokationsmaßnahmen 
des Gegners erklärt wurde, während für die 
ortsansässigen Deutschen ihre Volkszuge-
hörigkeit als ausschließliche Ursache für 
eine Kollaboration galt.
Nach dem Scheitern anfänglicher Versu-
che, den anrückenden Gegner mit klassen-
kämpferischen Parolen der internationalen 
Solidarität der Arbeiter und Bauern zu be-
einflussen, überschritt die offizielle Propa-
ganda rasch die Schwelle zu ungehemmten 
Hass- und Gräueltiraden. „Deutscher“ und 
„Faschist“ galten so immer mehr als Sy-
nonyme, was für die Russlanddeutschen 
fatale Folgen haben sollte.11 Dieser Kehrt-
wendung stand die ASSR der Wolgadeut-
schen mit ihren, wenn auch formalen, kon-
stitutionellen Rechten, mit Abgeordneten 
in den Obersten Sowjets der UdSSR und 
der Russischen Föderation, mit Mitarbei-
tern in den Staats- und Parteiapparaten im 
Wege. Für den totalen Propagandakrieg mit 
seiner Charakterisierung der Deutschen als 
„zweibeinige Tiere“, „Menschenfresser“ 
und „tollwütige Hunde“ stellte die Existenz 
einer anerkannten „sowjet“deutschen Min-
derheit mit verbrieften Autonomierechten 
gewiss ein Hindernis dar.
Gleichzeitig versuchte die sowjetische Mi-
litärführung, ähnlich wie im Ersten Welt-
krieg, ihr anfängliches Versagen u.a. durch 
den Hinweis auf „verräterische“ Aktivitäten 
der deutschen Bevölkerung in den frontna-
hen Gebieten zu erklären, sie pauschal als 
illoyale Bürger zu denunzieren und ihre 
Ausweisung einzufordern.12 Auf Anwei-
sungen der Armeeführung verschiedener 
Frontabschnitte wurde die Aussiedlung der 
deutschen Bevölkerung aus den Gebieten 
Odessa, Charkow und Leningrad bereits in 
den Sommermonaten eingeleitet. Aufgrund 
des Befehls des Kriegsrates der Südfront 

und der Anweisung des Rates für Evaku-
ierungsangelegenheiten Nr. 75s begann 
schon ab dem 15. August, höchst unorga-
nisiert und in größter Eile, die Aussiedlung 
der etwa 53.000 Krimdeutschen, vorerst in 
den nordkaukasischen Raum, die verschlei-
ernd noch als „Evakuierung“ bezeichnet 
wurde.13

Als Beispiel solcher Anweisungen kann 
man folgende Gefechtsmeldung des 
Kriegsrats der Südfront anführen, die am 
3. August 1941 im Hauptquartier des Ober-
kommandos der sowjetischen Streitkräfte 
eintraf:

„1. Die Kriegshandlungen am Dnjestr ha-
ben gezeigt, dass die deutsche Bevölkerung 
auf unsere zurückweichenden Truppen aus 
Fenstern und Gärten schoss. Es wurde fer-
ner festgestellt, dass die einmarschierenden 
deutschen Truppen am 1. August in einem 
deutschen Dorf mit Brot und Salz begrüßt 
wurden. Auf dem Territorium der Front gibt 
es eine Vielzahl von Siedlungen mit deut-
scher Bevölkerung. 
2. Wir bitten, den örtlichen Machtorganen 
Anweisungen über die unverzügliche Aus-
siedlung der unzuverlässigen Elemente zu 
geben.“14

Den unmittelbaren Anlass zur Auflösung 
der Autonomen Republik der Wolgadeut-
schen und zur Einleitung der totalen De-
portation der deutschen Minderheit gab 
wohl ein Brief der Politbüromitglieder Sh-
danow, Molotow und Malenkow an Stalin 
vom 24. August 1941, in dem sie ihn über 
den vereinbarten Beschluss informierten, 
die Aussiedlung von 88.700 Finnen und 
6.700 Deutschen aus dem Gebiet Lenin-
grad unverzüglich einzuleiten.15 Darauf 
deutete der Umstand, dass das erwähnte Te-
legramm vom 3. August 1941 Stalins Ver-
merk „Towarischtschu Berija. Nado wyse-
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lit s treskom! – Dem Genossen Berija. Raus 
mit Ihnen, dass die Türen knallen!“ trägt, 
datiert vom 25. August. An gleichem Tag 
setzte man den Volkskommissar für Innere 
Angelegenheiten, Lawrentij Berija, davon 
in Kenntnis. Drei Wochen lang lag diese 
Gefechtsmeldung auf Stalins Tisch, bevor 
er den passenden Zeitpunkt kommen sah 
und mit einem wohlkalkulierten Wutaus-
bruch („Raus mit ihnen...“) die Verbannung 
der als illoyal empfundenen „heimischen“ 
Deutschen einleitete. Bezeichnenderweise 
betraf diese Anweisung vorerst nicht die 
beschuldigten Schwarzmeer-, sondern die 
weit von der Frontlinie entfernt gelegenen 
und noch „unverdächtigen“ Wolgadeut-
schen. Das kann nur mit der Absicht erklärt 
werden, die angebliche Illoyalität der Deut-
schen für die Liquidation der autonomen 
Republik und somit zur Eliminierung des 
„deutschen“ Faktors in der Innenpolitik des 
Landes zu nutzen.
Noch am 25. August legte Berija den Ent-
wurf16 für einen Beschluss über die Um-
siedlung der Deutschen aus dem Wolgage-
biet vor, der in der Politbürositzung vom 26. 
August von Stalin und anderen Mitgliedern 
bestätigt wurde. In diesem streng geheimen 
Beschluss, der nun als Entscheidung des 
ZK der WKP(b) und der Regierung fun-
gierte und sich nur an einen engeren Kreis 
der Partei- und Staatsführung richtete, fehl-
ten jegliche Schuldzuweisungen. Die aus 
insgesamt 19 Artikeln bestehende Direkti-
ve - in betont sachlicher Lesart verfasst - 
vermittelt den Eindruck einer Anweisung 
zur planmäßigen Übersiedlung. Das ganze 
Vorhaben wurde dem NKWD anvertraut.17 
Einen Tag später erließ das Innenminis-
terium, zuständig für solche „Menschen-
transfers“, zwei wichtige Anordnungen. 
Es handelte sich zum einen um den Befehl 
Nr. 001158 „Über Maßnahmen zur Durch-

führung der Operation zur Umsiedlung 
der Deutschen aus der Wolgadeutschen 
Republik, aus den Gebieten Saratow und 
Stalingrad“.18 Die Deportation sollte am 
2. September beginnen und bis zum 20. 
September abgeschlossen sein. Das zweite 
Dokument hieß „Instruktion zur Durchfüh-
rung der Umsiedlung der Deutschen, die 
in der ASSR der Wolgadeutschen, in den 
Gebieten Saratow und Stalingrad ansässig 
sind“.19 Die ersten Zeilen dieser Hand-
lungsanweisung ließen an dem totalen 
Charakter dieser Maßnahme keinen Zwei-
fel: „Überzusiedeln sind alle Einwohner 
deutscher Nationalität, die in den Städten 
und ländlichen Siedlungen der ASSR der 
Wolgadeutschen, der Gebiete Saratow und 
Stalingrad leben. Mitglieder der WKP(b) 
und des kommunistischen Jugendverbands 
Komsomol sind gleichzeitig mit den ande-
ren umzusiedeln.“ Den Familienmitgliedern 
von Militärangehörigen der Roten Armee 
versprach man „in den Ansiedlungsorten 
eine Vorzugsbehandlung, vor allem bei der 
wirtschaftlichen Einrichtung und der Un-
terbringung“. Einzig Frauen, deren Ehe-
männer nicht Deutsche waren, blieben von 
der Verbannung verschont. 
Da es sich um die Auflösung einer in der 
Unionsverfassung erwähnten autonomen 
Republik handelte, ließ das Politbüro am 
28. August 1941 die „oberste Staatsge-
walt“, d.h. das Präsidium des Obersten 
Sowjets der UdSSR, einen mit fadenschei-
nigen Kollaborationsvorwürfen bestückten 
Erlass „Über die Umsiedlung der Deut-
schen, die in den Wolga-Rayons leben“ 
verabschieden. Er wurde von dem nominel-
len Staatsoberhaupt Michail Kalinin unter-
schrieben und sollte der ganzen Operation 
eine wie auch immer geartete legale Basis 
verschaffen. Im Gegensatz zu dem „intern“ 
verfassten Regierungs- und Parteibeschluss 
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wurde im offiziellen Ukas die schwerwie-
gende Anklage des Vorhandenseins von 
„Tausenden und Zehntausenden Diversan-
ten und Spionen“ unter den Deutschen er-
hoben, wodurch diese zu Feinden des So-
wjetstaates erklärt wurden. Er erschien nur 
in den „Nachrichten des Obersten Sowjets 
der UdSSR“ und in der lokalen Presse.20 
Nach der Vorlage eines weiteren Politbüro-
Beschlusses vom 6. September verordnete 
das Präsidium des Obersten Sowjets der 
UdSSR einen Tag später in einem zusätzli-
chen Ukas die Aufteilung des Territoriums 
der Wolgadeutschen Republik und die An-
gliederung von 15 Kantonen an das Gebiet 
Saratow und der restlichen sieben an das 
Gebiet Stalingrad.21

Der August-Erlass bezog sich ausschließlich 
auf die deutschen Einwohner in der Wol-
garepublik, in den Gebieten Saratow und 
Stalingrad. Von der Deportation waren laut 
offiziellen Angaben entsprechend 371.164, 
46.706 und 26.245 Personen betroffen. 
Unlängst hat Arkadi German, Professor an 
der Saratower Universität, die Zahl der De-
portierten aus der ASSRdWD mit 365.764 
Menschen am genauesten errechnet.22 
Mehr als 80% der Wolgadeutschen wurden 
in sibirischen Gebieten und Regionen an-
gesiedelt, der Rest verteilte sich auf die Ge-
biete Kustanaj, Pawlodar, Nordkasachstan 
und Akmolinsk in Kasachstan. 
Die Verbannung der anderen Gruppen der 
deutschen Bevölkerung, die keinen „Au-
tonomiestatus“ besaßen, so z.B. aus der 
Ukraine, dem Trans- bzw. Nordkaukasus, 
aus Großstädten wie Moskau oder Gorkij 
erfolgte in den darauf folgenden Wochen 
und Monaten auf geheime Beschlüsse des 
Politbüros der WKP(b) und des Staatlichen 
Verteidigungskomitees GKO,23 auf Befeh-
le des NKWD und der Kriegsräte einzelner 
Armeefronten. In einigen Fällen fasste der 

Rat der Volkskommissare der UdSSR bzw. 
der jeweiligen Unionsrepublik die Anord-
nung über die Ausweisung (siehe Tabelle 
nächste Seite).24 
Die ganze „deutsche Operation“ verlief 
unter Ausschluss von Presse und Öffent-
lichkeit und war bis Ende des Jahres 1941 
im Wesentlichen abgeschlossen. Bis dahin 
wurden nach offiziellen Angaben 794.059 
Personen aus dem europäischen Teil der 
Sowjetunion nach Kasachstan und Sibirien 
„umgesiedelt“. Diese Zahl ist unvollstän-
dig, weil hier die zahlreichen Verhafteten, 
von der Front abberufene Soldaten und 
Offiziere sowie auf Befehle der Militärfüh-
rung ausgewiesene Personen nicht berück-
sichtigt sind. Zum 1. Januar 1942 zählte 
man alles in allem in den Regionen Altaj 
und Krasnojarsk 99.000 bzw. 77.359 und 
in den Gebieten Nowosibirsk und Omsk 
138.303 bzw. 85.827 zwangsausgesiedelte 
Deutsche.25 Bis zum Kriegsende wurden 
aus dem europäischen Teil des Landes wei-
tere ca. 50.000 deutsche Sowjetbürger nach 
Osten abgeschoben.26

Nach der Ankunft in Sibirien gab es indes 
nicht für alle ein lang ersehntes Ende der 
beschwerlichen Reise: Am 6. Januar 1942 
fassten das ZK der WKP(b) und die Regie-
rung den gemeinsamen Beschluss „Über 
die Förderung des Fischfangs in den Ein-
zugsgebieten der Flüsse Sibiriens und im 
Fernen Osten“. Bis zum 15. September 
1942 wurden deswegen allein in den nörd-
lichen Bezirk Narym 15.503 Sondersiedler 
weiterdeportiert.27

Auch Deutsche, die z.T. seit Generatio-
nen in östlichen Gebieten der Sowjetunion 
lebten und deren Massendeportation nicht 
vorgesehen war, mussten Ausweisungen 
über sich ergehen lassen. So beschloss das 
ZK der Kommunistischen Partei Kasachs-
tans am 16. Oktober 1941 die Aussiedlung 
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der Deutschen aus den Gebietszentren der 
Republik.28 Ende dieses Monats begannen 
die Erfassung, das Zusammentreiben und 
schließlich die Verbannung der Russland-
deutschen aus den Gebietszentren und In-
dustriezonen in die ländlichen Siedlungen 
der Gebiete Molotow/Perm, Tscheljabinsk, 
Swerdlowsk und Tschkalow/Orenburg im 
Ural,29 im November d.J. bzw. im Januar 
1942 folgten Zwangsaussiedlungen aus den 
Grenzregionen des Gebiets Tschita (Ferner 
Osten)30 und aus den Großstädten der Uni-
onsrepublik Usbekistan; betroffen waren 
hier vor allem die Einwohner der Haupt-
stadt Taschkent und der Gebietszentren.31

Man kommt in diesem Zusammenhang 
nicht umhin, die Rolle Stalins im Schicksal 
der Russlanddeutschen genauer zu definie-
ren. Die Frage, ob Stalin ein Deutschenhas-
ser, Antisemit oder Tschetschenophobe war, 
ist müßig. Sein ganzes politisches Handeln 
war von skrupellosen Nützlichkeitserwä-
gungen bestimmt. Was gestern noch heilig 
war, konnte heute ohne große Umschweife 
verdammt werden und umgekehrt. In den 
Jahren des Bürgerkriegs erwies sich der 
Siedlungsraum der Wolgadeutschen für 
die Bolschewiki als eine lebenswichtige 
Region, in der Getreide beschafft werden 
konnte. Als Volkskommissar für nationale 
Fragen nahm Stalin 1918 maßgeblich an 
der Gründung des autonomen Gebiets der 
Wolgadeutschen teil. In der Sitzung des 
Politbüros am 13. Dezember 1923 unter-
stützte er die Aufwertung des Gebiets zu 
einer Autonomen Republik, weil u.a. die 
Hoffnung auf die proletarische Revoluti-
on in Deutschland weiterhin aktuell blieb. 
Noch 1936, in dem bekannten Referat wäh-
rend des 8. Außerordentlichen Allunions-
Rätekongresses zur Annahme einer neuen 
Verfassung, hob Stalin das in seinen Augen 
hohe kulturelle und wirtschaftliche Niveau 

der Wolgadeutschen Republik hervor. So 
konnte Stalin als Förderer zumindest der 
Wolgadeutschen angesehen werden. Nach 
Kriegsausbruch hatte sich die Situation 
geändert, und ihm war jetzt jedes Mittel 
recht, die drohende Niederlage abzuwen-
den. Unter den Bedingungen des totalen 
Propagandakrieges und der zunehmenden 
Charakterisierung der „Reichs“deutschen 
als Unmenschen stellte die Existenz einer 
anerkannten „sowjet“deutschen Minder-
heit mit verbrieften Autonomierechten ein 
Hindernis dar. Für den utilitaristisch den-
kenden und handelnden Stalin versprach 
die Rücksicht auf Belange und Gefühle der 
Russlanddeutschen im Falle des Fortbeste-
hens der Republik und anderer deutscher 
Siedlungsgebiete einen geringeren „Ge-
winn“, als die schrankenlose antideutsche 
Stimmungsmache mit sich bringen konnte. 
Der Entrechtung dieser Minderheit stand 
demzufolge nichts im Wege.

3. In den Verbannungsorten

Entgegen der landläufigen Meinung ver-
liefen die Ausweisungsmaßnahmen und 
der Transport Richtung Osten ohne nen-
nenswerte Zwischenfälle und mit relativ 
wenigen Opfern. Einerseits ist dies aus den 
Archivdokumenten ersichtlich, zum ande-
ren stützen zahlreiche Erlebnisberichte der 
Zeitzeugen diesen Befund. Nach Angaben 
des Innenministeriums verstarben von den 
in den Jahren 1941 bis 1942 ausgesiedel-
ten Deutschen 1.490 Personen unterwegs.32 
Dabei handelte es sich vornehmlich um          
ältere Leute, Säuglinge und Kleinkinder, 
die den Anstrengungen der mehrtägigen 
Reise in Viehwaggons nicht gewachsen 
waren.
Ungeachtet aller Strapazen und Schwie-
rigkeiten, die größtenteils auch „normale“ 
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Evakuierte antrafen, schien es eine Zeitlang, 
dass die Deutschen dasselbe Schicksal wie 
bei der Aussiedlung einiger Nationalitäten 
in der Vorkriegszeit erwarten würde.33 Es 
gab keinen Partei- oder Komsomolzenaus-
schluss, und die Deputierten des Obersten 
Sowjets der UdSSR aus der Autonomen 
Wolgarepublik nahmen ihre Befugnisse 
zunächst noch wahr, bevor ihnen im März 
1944 die Vollmacht „wegen fehlender Ver-
bindung zu den Wählern“ aberkannt wur-
de.34 Aus den Berichten und Mitteilungen 
der Partei- und NKWD-Stellen vor Ort geht 
hervor, dass die Deutschen in den ersten 
Wochen nach der Deportation mancherorts 
als Übersiedler und nicht als vogelfreie 
Angehörige der „feindlichen“ Nation be-
trachtet wurden. Angesichts mangelnder 

Führungskader wurden einige ehemalige 
deutsche Funktionäre sogar vorübergehend 
als Vorsitzende von Kolchosen oder Leiter 
anderer Einrichtungen eingestellt.35

Allerdings verschärfte sich die Lage der 
Verbannten zusehends, als ihnen die mit-
gebrachten Vorräte ausgingen und der Staat 
praktisch keine Unterstützung gewährte. 
Im Krieg galt die Versorgung mit Lebens-
mittelmarken nur für die arbeitende Stadt-
bevölkerung. Auf dem Lande lebte man 
überwiegend von eigenen Nutzgärten und 
vom privat gehaltenen Vieh, da die Kol-
chosen nach den obligatorischen Staatsab-
lieferungen die geleistete Arbeit nicht mehr 
entlohnen konnten. NKWD-Mitteilungen 
spiegeln die verzweifelte Lage vor Ort 
wider. So stellt ein Inspektionsbericht aus 

Hilferuf der hungernden Wolgadeutschen, die den Sommer 1942 im Rayon Turuchansk unweit des Polar-
meers verbracht hatten.� Quelle: Staatsarchiv der Region Krasnojarsk.
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dem Rayon Bajan-Aul, Gebiet Pawlodar in 
Kasachstan, vom 7. Dezember 1941 fest:

„Aufgrund fehlender Nahrungsmittel bre-
chen unter diesen umgesiedelten Deut-
schen [insgesamt 910 Personen, verteilt in 
den Kolchosen des Rayons] verschiedene 
Krankheiten aus. In diesen Kolchosen wur-
den am Tag der Inspektion bis zu 80 kranke 
Menschen registriert, sowohl Kinder als 
auch Erwachsene. Es gibt einige Fälle von 
Anschwellungen wegen Hunger. Außerdem 
liegen 30 Kinder von Umsiedlern im Kran-
kenhaus von Bajan-Aul. Etwa 20 Men-
schen sind bereits gestorben, vorwiegend 
Kinder... Die Übersiedler haben kein Brot 
und sind gezwungen, bei den Kolchosbau-
ern ihr Bettzeug, ihre Kissen und Decken 
usw. gegen Lebensmittel einzutauschen. 
Wenn man in den nächsten 2-3 Tagen 
nichts unternimmt, werden ganze Familien 
sterben.“36

Die Deutschen, auch die, die aus Städten 
stammten, durften nur auf dem Lande un-
tergebracht werden. Für die nationale Intel-
ligenz und Fachleute verschiedener Berufe 
bedeutete das den Anfang einer verhäng-
nisvollen Entwicklung mit verheerenden 
Folgen, die mit der Einweisung in Arbeits-
lager ihren Höhepunkt fand. In letzter Kon-
sequenz liefen all diese Maßnahmen auf die 
Vernichtung oder Degradierung der politi-
schen und kulturellen Elite der Russland-
deutschen hinaus. Welche beruflichen Per-
spektiven, welche Zukunft erwarteten die 
212 Ärzte, Lehrer, Schauspieler usw. und 
weitere 452 städtische Angestellte aus der 
wolgadeutschen Hauptstadt Engels in den 
sibirischen Kolchosen, konkret im Rayon 
Kansk der Region Krasnojarsk? Als Stadt-
bewohner kamen sie fast ohne Lebensmit-
tel und konnten nicht einmal auf eine, wenn 
auch sehr bescheidene Entschädigung des 

in den Heimatorten abgelieferten Viehs 
oder Getreides hoffen. Wenigen von ihnen 
gelang es, irgendeine Beschäftigung im Ra-
yonzentrum zu finden, die meisten standen 
den harten körperlichen Bauerntätigkeiten 
hilflos gegenüber und litten schon Mitte 
Dezember 1941 an Hunger.37

4. Germanophobe Propaganda
und Anfeindungen
aus der Bevölkerung

Mit Ausnahme der nur schwer zugängli-
chen „Nachrichten des Obersten Sowjets 
der UdSSR“ blieb der August-Erlass in den 
sowjetischen Massenmedien, gedruckten 
Gesetzessammlungen oder der wissen-
schaftlichen Literatur sowohl während des 
Krieges als auch danach vollständig uner-
wähnt. Das Regime konnte eine so offen-
kundige Blamage, dass ein Volk trotz jahr-
zehntelanger ideologischer Beeinflussung 
„komplett“ aus Sowjetfeinden bestanden 
haben sollte, nicht zugeben. Auch ab
struse Behauptungen über „Zehntausende 
von Spionen und Diversanten“ unter den 
Wolgadeutschen wirkten nicht besonders 
glaubwürdig. Zahlreiche Partei- und Sow
jetfunktionäre in den zentralen Behörden 
und in den Aufnahmeorten bekamen je-
doch auf dem Dienstweg Bescheid über 
den „wahren Grund“ der Auflösung der 
ASSRdWD. 
Durch Mundpropaganda erfuhr die brei-
te Schicht der sowjetischen Bevölkerung 
von der „politischen“ Gefährlichkeit ihrer 
neuen Nachbarn. Es kam öfters zu grotesk 
anmutenden Situationen: Bei der Ankunft 
der Deportierten in sibirischen oder kasa-
chischen Dörfern rissen ihnen Ortsansäs-
sige die Kopfbedeckungen ab, um heraus-
zufinden, ob sie unter den Mützen Hörner 
verbargen oder nicht. Dies war das Ergeb-
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nis der entmenschlichten und karikierten 
Darstellung der Deutschen in den Zeitun-
gen, auf Plakaten oder in Machwerken wie 
dem Propagandafilm „Alexander Newski“. 
Man schreckte nicht vor fast rassistisch 
anmutenden Verallgemeinerungen zurück 
und unterstellte allen Deutschen, dass sie 
von Kindesbeinen an sadistisch, kulturlos, 
trunksüchtig und gewalttätig seien.
Die Aufrufe des ZK der WKP(b) zum 24. 
Jahrestag der Oktoberrevolution wiesen 
noch einen Rest der verbliebenen interna-
tionalen Solidaritätsparolen auf: „Ein Gruß 
dem deutschen (germanskomu) Volk, das 
unter dem Joch der hitlerschen Schwarz-
hundert-Bande stöhnt - wir wünschen ihm 
den Sieg über den blutrünstigen Hitler!“38 
Die sich ständig verschlechternde Lage an 
der Front ließ jedoch die letzten ideologi-
schen Scheuklappen fallen. Am deutlichs-
ten vollzog sich dieser Wandel im Befehl 
des Leiters der Hauptverwaltung für po-
litische Propaganda der Roten Armee, L. 
Mechlis, vom 10. Dezember 1941:

„Alle militärischen Zeitungen, ‚Krasna-
ja zwezda‘ inklusive, drucken neben dem 
Zeitungskopf den Slogan ‚Proletarier aller 
Länder, vereinigt euch!‘. In Anbetracht des 
Krieges mit dem deutsch-hitlerischen (ne-
mecko-gitlerowskij) Imperialismus und an-
gesichts der Aufgabe der Vernichtung aller 
deutschen (nemeckij) Besatzer desorientiert 
dieser Slogan einige Militärdienstleistende. 
Ich befehle: 1. Der Slogan ‚Proletarier al-
ler Länder, vereinigt euch!‘ ist von allen 
Militärzeitungen zu entfernen... 2. Kein 
einziges Druckerzeugnis (Bücher, Broschü-
ren, Zeitschriften, Flugblätter), das für 
unser Heer von den Politabteilungen und 
den Hauptquartieren herausgegeben wird, 
darf in Zukunft den Slogan ‚Proletarier 
aller Länder, vereinigt euch!‘ haben. Alle 

Druckerzeugnisse müssen den Slogan ‚Tod 
den deutschen (nemeckim) Besatzern!‘ tra-
gen. 3. Den Slogan ‚Proletarier aller Län-
der, vereinigt euch!‘ erlaube ich in der für 
die feindlichen Truppen vorgesehenen Lite-
ratur zu gebrauchen, wenn es deren Inhalt 
entspricht...“39 

Molotows diplomatische Noten vom 25. 
November 1941 „Über die empörenden 
Bestialitäten der deutschen Behörden, die 
an sowjetischen Kriegsgefangenen verübt 
werden“ und vom 6. Januar 1942 „Über 
die allgemeinen Plünderungen, die Ausrau-
bung der Bevölkerung und die ungeheuerli-
chen Bestialitäten der deutschen Behörden 
in den von ihnen besetzten Sowjetgebieten“ 
heizten die Pogromstimmung im Lande an. 
Ähnlich wie im Ersten Weltkrieg fanden 
sich zahlreiche systemkonforme Intel-
lektuelle und Kulturschaffende, die sich 
freiwillig in den Dienst der großrussisch-
patriotischen, d.h. in erster Linie stark 
germanophoben Mobilisierung stellten. 
Die Hauptaufgabe der sowjetischen Mas-
senmedien sei die Erzeugung des Hasses 
gegen den eingedrungenen Feind, so ver-
kündete der bekennende Hofdichter Alexej 
Tolstoi in einem „Prawda“-Artikel schon 
am 28. Juli 1941 programmatisch. Neben 
ihm taten sich in dieser Hinsicht eine ganze 
Reihe von begabten Literaten wie Leonid 
Leonow, Michail Scholochow, Konstantin 
Simonow u.a. hervor. Gedichte wie Simo-
nows „Töte ihn“ oder Surkows „Ich hasse“ 
dienten der Anhebung des Kampfgeistes 
der Truppe und des Durchhaltewillens der 
Bevölkerung.40

Simonow verspürte später vermutlich ei-
nige Gewissensbisse und fügte in seinem 
weltbekannten Roman „Lebendige und 
Tote“ einen wolgadeutschen Kundschafter 
namens Hofmann ein, einen sehr tapferen 
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und zuverlässigen Soldaten, der an der Sta-
lingrader Front im Einsatz war. Über ihn 
spricht ein sowjetischer General im Ro-
man: „Geben sie mir siebentausend solcher 
Deutschen, wie er einer ist, dann formiere 
ich aus ihnen eine Division und ziehe an 
ihrer Spitze zum Kampf gegen die Faschis-
ten. Und ich glaube, dass ich es nicht be-
reuen würde.“ In einem Brief aus dem Jahr 
1964 an den russlanddeutschen Aktivisten 
Kaiser unterstrich der Schriftsteller, dass 
„ihm die Wichtigkeit des Problems um 
Hofmann“ sehr bewusst sei und er es nur 
deshalb in seinem Roman angesprochen 
habe.41

Der stalinsche Propagandaauftrag lief in 
letzter Konsequenz auf den Aufruf „Töte 
den Deutschen“ und nicht etwa „Töte den 
Feind“ oder „Töte den Faschisten“ hinaus. 
Es ist eigentlich zweitrangig, wer die-
sen extrem hasserfüllten Appell am wir-
kungsvollsten verlautbart hatte. Wie tief 

der moralische Fall einiger sowjetischer 
Kulturschaffender war, lässt sich aus Aus-
sagen wie der folgenden ableiten: „Der 
Krieg hat in uns nicht nur den Hass gegen 
die Deutschen gezüchtet, sondern auch die 
Verachtung für sie... – das sind keine Men-
schen, sondern Fritze.“ Aus visueller Sicht 
sei hierzu besonders das Plakat der Male-
rin Maria Nesterowa „Papa, töte den Deut-
schen“ erwähnt, das in Hunderttausenden 
Exemplaren im ganzen Land ausgehängt 
wurde.
Das Feindbild des „inländischen“ Deut-
schen wurde bald „wissenschaftlich“ unter-
mauert. Die Zentrale Archivverwaltung des 
NKWD gab 1942 eine Quellensammlung 
über deutsche Spionage im zaristischen 
Russland heraus. Die Dokumentation sollte 
belegen, dass russische Bürger deutscher 
Herkunft, d.h. Bauern, Fachleute aller Art, 
Unternehmer, hochrangige Beamte und 
Offiziere, en masse Agententätigkeit zu-
gunsten Deutschlands betrieben. Solche 
Behauptungen tauchten auch mehrere Male 
im ausführlichen Vorwort auf, das bald als 
Einzelausgabe erschien.42 Diese Dokumen-
tation diente, ohne kritische Überprüfung 
versteht sich, als Grundlage für die Abfas-
sung weiterer Schriften über deutsche Spi-
onage in Russland im Ersten Weltkrieg und 
im laufenden Krieg; ihre Auflagen betrugen 
mehrere hunderttausend Exemplare.43

Der bekannte Schriftsteller Pawel Bashow 
veröffentlichte ab August 1941 vorerst in 
mehreren Zeitungen seine mit bösartigen 
Karikaturen versehenen „Überlieferungen 
über Deutsche“ (skazy o nemcach), die 
dann später als Broschüren und Bücher in 
Massenauflagen erschienen. Dabei bediente 
er sich der primitivsten Klischees und gän-
giger Stereotype, um die haushohe geistige 
und sittliche Überlegenheit der russischen 
Meister und Arbeiter gegenüber den deut-

Typisches antideutsches Pla-
kat aus dem Jahr 1942 („Papa, 
töte den Deutschen“)der Male-
rin Marija Nesterova.
Quelle: Internet-Plattform der 
sowjetischen Kriegsplakate: 
http://www.davno.ru/
posters/1942/poster-1942e
html
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schen Administratoren, Bergbaumeistern 
und Fachleuten zu unterstreichen, die seit 
Anfang des 18. Jahrhunderts in nennens-
werter Zahl in der Eisenhüttenindustrie des 
Urals tätig waren.44

Unzählige Beiträge auf Flugblättern und 
in Zeitungen, Büchern und Zeitschriften, 
in Radiosendungen und Filmen, die in ers-
ter Linie heftig gegen Deutsche (und nicht 
etwa gegen den Feind oder Faschisten) 
Stimmung machten, vergifteten das Ver-
hältnis der andersnationalen Bevölkerung 
zu den Russlanddeutschen merklich, zu-
mal die sowjetischen Behörden zwischen 
ihnen und der Angreifernation keinen Un-
terschied mehr machen wollten. Nach und 
nach fanden diese Botschaften ihren Wider-
hall in breiten Schichten des „einfachen“ 
Volkes „Die Kolchosbauern denken so, 
dass die Deutschen hierher nur als Arbeits-
kräfte angesiedelt sind und glauben, dass 
sie sich ihnen vollständig unterwerfen sol-
len. Aufgrund dieser Vorstellung kommt es 
öfters zu verschiedenen Komplikationen, 
bisweilen zu Schlägereien“, berichtete ein 
NKWD-Mann aus dem Gebiet Kzyl-Orda, 
Kasachstan.45

Nicht nur unter den Bauern, sondern in 
nicht minderem Maße unter den hochge-

bildeten Intellektuellen grassierten Deut-
schenfeindlichkeit und Xenophobie. Was 
man unter „Antifaschismus“ verstand, ver-
deutlicht die Antwort eines bedeutenden 
Künstlers und Akademiemitgliedes, Igor 
Grabar, auf einen Hilferuf seines wolga-
deutschen Kollegen, des Malers Jakob We-
ber. Dieser hatte ihn aus der kasachischen 
Verbannung gebeten, seine in Engels und  
anderen Orten zurückgelassenen Bilder vor 
Diebstahl und Vernichtung zu retten. Gra-
bar antwortete mit einer Postkarte vom 18. 
Juni 1944:

„... Sie sind außerhalb jeglicher Realität in 
der Frage ihrer heutigen Lage, die mit dem 
Krieg verbunden ist. Wir führen einen grau-
samen Krieg mit den Deutschen-Faschis-
ten, die in unser Land eingedrungen sind, 
die die friedliche Bevölkerung erschlagen 
und ausrauben. Und Sie möchten, dass wir 
Russen Ihnen, einem Deutschen, bierselig 
helfen würden. Sie leiden vom Krieg, den 
Ihre Landsleute vom Zaun gebrochen ha-
ben. Ich kann Ihnen nur raten, dass Sie die 
schnellstmögliche Zerschlagung des Hit-
lerismus‘ wünschen. Danach werden wir 
schon klären, wer Faschist und wer Antifa-
schist ist. Gerade heute trete ich auf einer 
antifaschistischen Kundgebung auf.“46 

Beschimpfungen und Beleidigungen bis 
zu Übergriffen wegen der nationalen Zu-
gehörigkeit waren an der Tagesordnung. 
Berichte der Geheimpolizisten in den An-
siedlungsgebieten strotzten von unzähligen 
Beispielen dieser Art: „Der Vorsitzende des 
Rayonvollzugskomitees sagt uns [den Deut-
schen]: Ernährt euch, wovon ihr könnt, ihr 
seid keine sowjetischen Menschen“; „alle 
Deutschen mögen vor Hunger verrecken, 
ich werde ihnen kein Brot geben“; „deut-
sche Kinder in der Schule werden von den 
russischen Schülern als ‚Faschisten‘ terro-

Titelblatt der Propagandaschrift „Die deutsche 
Spionage in Russland während des Krieges 1914-
1918“, die im Laufe des Zweiten Weltkrieges meh-
rere Auflagen mit Hunderttausenden Exemplaren 
erlebte
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risiert‘; „der Direktor des Salzwerkes ver-
hält sich ihnen [den Deutschen] gegenüber 
grob, nennt sie Parasiten und beschimpft sie 
unflätig“ und Ähnliches mehr.47 Obwohl 
derartige Handlungen eindeutig gegen die 
gültigen Bestimmungen des Grundgeset-
zes (Artikel 123 der „stalinschen“ Ver-
fassung48) verstießen und strafrechtliche 
Tatbestände aufwiesen, wurde in den Un-
terlagen kein einziger Fall vermerkt, dass 
aufgrund dieser Informationen irgendeine 
Person zur Rechenschaft gezogen wurde. 
Bezeichnend ist, wie offizielle Stellen auf 
chauvinistische Ausfälle gegenüber ande-
ren Nationalitäten reagierten. In den Jah-
ren 1942-43 befanden sich Zehntausende 
Kolchosbauern aus Mittelasien im Einsatz 
auf zahlreichen Baustellen und in Indust
riewerken in Sibirien und im Ural. Die 
Tätlichkeiten einiger Stammarbeiter in 
Rüstungsbetrieben der Stadt Nowosibirsk 
gegen usbekische Hilfsarbeiter qualifizierte 
die Staatsanwaltschaft als „Ausdruck des 
großrussischen Chauvinismus“ und streng-
te die strafrechtliche Verurteilung der Prü-
gelhelden an. Vor Gericht musste sich auch 
der stellvertretende Direktor, ein gewisser 
Kiselew, verantworten, der den demobili-
sierten Usbeken für die zehntägige Heim-
reise nur für drei Tage Brot ausgehändigt 
hatte.
Ferner unterzog der Staatsanwalt Rum-
jancew die insgesamt miserablen Lebens- 
und Unterbringungsbedingungen der in 
mehreren Betrieben dieser sibirischen 
Metropole eingesetzten Kasachen, Usbe-
ken und Tadschiken scharfer Kritik.49 Die 
Untersuchung der Beschwerde an die Ad-
resse des Vorsitzenden des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der Turkmenischen SSR 
führte zu einer Verbesserung der Lage der 
beschäftigten Orientarbeiter und zur Be-
strafung von russischen Amtspersonen, die 

sich Beschimpfungen wie „türkische Scha-
fe“ oder Prügeleien leisteten.50

Bei allem gebotenen Zweifel an dem auf-
rechten Willen der Partei- und Sowjetfüh-
rung, das Propagieren des Rassen- bzw. 
Nationalitätenhasses oder Diskriminierun-
gen aus nationalen Gründen entschieden zu 
bekämpfen, darf nicht übersehen werden, 
dass der Staat mit drastischen Maßnahmen 
reagieren konnte, sofern seine Machtpositi-
on in irgendwelcher Weise in Frage gestellt 
wurde. Berechtigte Anliegen der Betrof-
fenen hatten bei der Obrigkeit allerdings 
nur dann eine Chance, gehört zu werden, 
wenn hinter ihnen eine offiziell anerkannte 
sowjetische Institution stand, seien es eine 
eigene Unions- oder autonome Republik, 
zugelassene Verbände, Organisationen 
bzw. Komitees verschiedener Art oder Mis-
sionen ausländischer Staaten (für Polen, 
Tschechen u.a.).
Die unheilvolle ideologische Entwicklung 
der Nachkriegszeit mit ihrem großrussi-
schen Chauvinismus und ihren antiwest-
lichen Parolen ist kaum denkbar ohne die 
Vorarbeiten und die Klischees, die 1941-
1945 entwickelt und „erprobt“ wurden. 
Sogar die entsprechenden Karikaturen wa-
ren zum Verwechseln ähnlich. Es ist schon 
eine bittere Ironie der Geschichte, dass ei-
nige Protagonisten der antideutschen pat
riotischen Mobilisierung im Nachhinein 
aggressive Diffamierungen als „wurzello-
se Kosmopoliten“ und „Kriecher vor dem 
Westen“ erleben sollten.
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